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Der Bundesvorsitzende hat das Wort 
 

In Verantwortung für Deutschland 
 

Die Finanzkrise hat 2008 ihren ersten Höhepunkt erreicht, verursacht von Ma-
nagern getrieben nach Gewinnstreben und Gier – nicht nur im Finanzsektor. 
Maßlosigkeit hat in diese Krise mit Wohlstandsversprechen und Wachstums-
phantasien, Gutgläubigkeit und überzogenen Erwartungen geführt. Aus der ur-
sprünglichen Verantwortung von Führungskräften entwickelten sich die Ver-
antwortungskrise, dann die Wirtschaftskrise und schließlich die Staatsschul-
denkrise, weil Ansprüche und Anstrengungen einander nicht mehr entspra-
chen. Deutschland hat die Finanz- und Wirtschaftskrise sowie die Schuldenkri-
se einiger Euro-Länder verhältnismäßig gut überstanden, dank der  
vorausgehenden Reformen und Konjunkturprogramme. Die Arbeitslosenzahlen 
sind verglichen mit unseren europäischen Nachbarn besser und die Wirt-
schaftskraft ist stabil. Die erfreuliche Verbesserung der Finanzlage in den So-
zialhaushalten lässt sich daher vor allem auf die günstige Beschäftigungslage 
und den Rückgang der Arbeitslosigkeit zurückführen. Auch die wirksam wer-
denden demografisch bedingten Belastungen sind in der Zukunft sehr viel leich-
ter zu verkraften, wenn es gelingt, das Beschäftigungsniveau in Deutschland 
weiter zu erhöhen.  
 

Deutschland ist ein Sozialstaat, der ein unverzichtbarer Bestandteil unserer modernen Gesellschaft 
und Wirtschaft ist. Zwar sind die Voraussetzungen, durch die neue Qualität der Globalisierung, die die 
Option der Unternehmen erweitert und den Handlungsspielraum nationaler Sozialpolitik begrenzt, 
schwieriger geworden. Aber ein sozialstaatliches System, wie hier zu Lande, muss in diesem ver- 
schärften globalen Konkurrenzkampf keineswegs unterliegen. Internationale Vergleiche zeigen, dass es 
zwischen Sozialleistungsniveau einerseits und Wachstumsrate, Beschäftigungs- und Arbeitslosigkeits-
niveau andererseits keine eindeutigen Zusammenhänge gibt. Stattdessen zeigt sich, dass soziale Un-
sicherheit in einer weltwirtschaftlichen Situation, die die Betriebe und die Beschäftigten unter einen  
radikalen Modernisierungsdruck stellt, als Leistungs- und Motivationsbremse wirkt und den wirtschaftli-
chen Strukturwandel behindert. Ein Unterbietungswettlauf im Sinne eines Sozialdumpings ist  
deshalb kontraproduktiv und muss daher durch eine stärkere Abstimmung der Wirtschafts-, Finanz- und 
Sozialpolitik zumindest auf europäischer Ebene verhindert werden.  
 

Rechtzeitiges gemeinsames Handeln der Tarifpartner und Politik ist angesagt, gegen die Veränderun-
gen im Erwerbsleben in Richtung einer Ausweitung von prekären Arbeitsverhältnissen und Niedriglohn-
beschäftigte, insbesondere das Ansteigen der Einkommensarmut, signalisieren dringenden Handlungs-
bedarf. Entscheidend für die Stabilität und Entwicklung des Sozialstaates ist eine verlässliche Finanzie-
rung der Systeme der sozialen Sicherung. Verlässlichkeit bezieht sich dabei nicht nur auf das Niveau 
des Aufkommens von Steuern und Beiträgen alleine, sondern auch auf Lastenverteilung und Gerechtig-
keitsmaßstäbe jenseits von Leistungsgerechtigkeit, weil nur so die Akzeptanz des Systems gesichert 
werden kann.  
 

Matthäus Strebl 
CGB-Bundesvorsitzender 
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Aktuelles Thema 
 

Gewerkschaft öffent-
licher Dienst und 
Dienstleistungen 
(GÖD) „Nicht der 
Mindestlohn in der 
Zeitarbeit ist das 
Problem - sondern das für gleiche Arbeit schlech-
ter bezahlt wird!“ DGB - Zeitarbeitsfirma Weiter-
blick ohne Mindestlohn - DGB Tarifwerke durch-
brechen den Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit“ 
 
Saarbrücken/ca/07.02.2013: Die Saarbrücker Zei-
tung berichtete in seiner Wochenendausgabe 
(19./20.01.2013) das die DGB-Tochter „Weitblick“ 
(Zeitarbeitsfirma) in Neunkirchen ohne Einhaltung 
des  Mindestlohn Zeitarbeitskräfte im Einzelhandel 
des Saarlandes und Rheinland-Pfalz suchte.  
 
Nach dem dieses Jobangebot in der Jobbörse der Ar-
beitsagentur (Referenznummer 1000-1091764970-S) 
bekannt wurde, rudert die DGB Tochter zurück und 
zahlt einen Mindestlohn von 8,50 Euro.  

 
Nico Caló 

 
Das Problem ist aber für den DGB immer noch nicht 
gelöst, denn die DGB Kampagne heißt: „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ und somit erhalten die Be-
schäftigten der DGB Zeitarbeitsfirma immer noch 
nicht den gleichen Lohn der Beschäftigten im Einzel-
handel, so der Geschäftsführer der Gewerkschaft öf-
fentlicher Dienst und Dienstleistungen (GÖD), Nico 
Caló. Die Spanne der Grundvergütung liegt hier zwi-
schen 10,- und 12,- Euro und somit über dem was die 
DGB Tochterfirma bezahlt. „Dem Motto „Gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ wird sie also nicht gerecht“, 
stellt der GÖD - Geschäftsführer Nico Caló, fest.  
 
Der CGB (Christlicher Gewerkschaftsbund) und die 
Mitgliedsgewerkschaften des CGB´s haben ihre Tarif-
partnerschaft in der Zeitarbeitsbranche beendet, wie 
der Bundesarbeitgeberverband der Personaldienst-
leister (BAP) auf seiner Internetseite mitteilte, und 

stellt weiter zutreffend fest, dass  der gesetzliche 
„Equal-Treatment“-Grundsatz gelte, wenn nicht die 
BAP-DGB-Tarifwerke zur Grundlage der Arbeitsver-
träge gemacht wird. Das Motto: „Gleicher Lohn für 
gleiche Arbeit“ kann also zukünftig nur noch von ei-
nem DGB Tarifwerk durchbrochen werden, stellt der 
GÖD Geschäftsführer Nico Caló fest und fährt fort:“ 
Das gewerkschaftliche Ziel muss bleiben, dass in der 
Frage des Lohn- und Gehaltsgefüges eine Spaltung 
der Belegschaft nicht hingenommen werden darf“. 
PM GÖD vom 07.02.2013 

 

* * * * 
Aus den Gewerkschaften 

CGB im Dialog mit der Vorsitzenden der CSU 
Landesgruppe Gerda Hasselfeldt 
 
Am 26.November 2012 diskutierten Vertreter des 
Christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB) aktuelle 
sozialpolitische Themen mit der Vorsitzenden der 
CSU Landesgruppe im Deutschen Bundestag Gerda 
Hasselfeldt. Gerda Hasselfeldt begrüßte den Bundes-
vorsitzenden des CGB Matthäus Strebl, den stellver-
tretenden Bundesvorsitzenden des CGB Jörg 
Hebsacker, sowie die Bundesgeschäftsführerin Anne 
Kiesow und den Generalsekretär Christian Hertzog 
freundlich und zu Beginn des Gesprächs deutlich, 
dass die dringenden sozialen Herausforderungen nur 
in Gemeinsamkeit und Zusammenarbeit gelöst wer-
den können. 
 
In der Diskussion kristallisierten sich gemeinsame 
Ansichten in der Verminderung und Verhinderung der 
Altersarmut heraus. So war man sich einig, dass blo-
ße Änderungen im Rentensystem allein nicht ausrei-
chen werden, vielmehr müssen Renten-, Arbeits-
markt- und Einkommenspolitik gemeinsam für höhere 
Rentenanwartschaften sorgen. Für Diskussionsstoff 
sorgte dagegen die Absenkung des Rentenniveaus. 
Matthäus Strebl machte deutlich, dass eine Absen-
kung des Rentenniveaus nicht, wie ursprünglich ge-
plant, vorgenommen werden dürfe. Angesichts der 
Entwicklung müsse dies überdacht werden. Nach An-
sicht des CGB Bundesvorsitzenden dürfe das Ren-
tenniveau nicht unter den Wert von 50 % des letzten 
Einkommens sinken. 
 
Weiteres wichtiges Gesprächsthema war das Betreu-
ungsgeld. Auch hier gingen die Meinungen auseinan-
der. So wichtig das Betreuungsgeld nach der Ansicht 
von Frau Hasselfeldt für Familien ist, die ihre Kinder 
zu Hause betreuen, so darf es nach Auffassung der 
CGB Bundesgeschäftsführerin Anne Kiesow aber 
auch nicht als vergleichsweise preiswerter Ersatz für 
fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten verstanden 
werden.  



Informationsdienst des CGB Ausgabe 02/2013 Seite -3- 

Der konstruktive Meinungsaustausch endete mit der 
Absicht in diesen schwierigen sozialen Fragen weiter 
im Dialog zu bleiben und sich regelmäßig auszutau-
schen. 
PM CGB im Dezember 2012 
 

* * * * 
 

Pendlerpauschale - Un-
terschriften überreicht 

 
Ulrich Bösl (CGPT) und Björn 
Zirzlaff (CGM) übergaben dem 
Parlamentarischen Staatssek-
retär im Bundesfinanzministeri-
um Hartmut Koschyk, MdB 
mehr als 10 000 gesammelte Unterschriften für die 
Anhebung der Pendlerpauschale auf 40 Cent. 

 

v.r.n.l.  Ulrich Bösl, Hartmut Koschyk, Björn Zirzlaff 
 

Die Christlichen Gewerkschaften CGPT und CGM 
machen sich hier durch eine Unterschriftenaktion für 
eine Entlastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer stark. Sie machten im Gespräch mit dem 
Staatssekretär deutlich, dass durch die ständig stei-
genden Benzin, Strom und Gaspreise die Arbeit-
nehmerhaushalte massiv belastet würden. Staats-
sekretär Koschyk, der die Unterschriften annahm, 
betonte dass er keine schnelle Hilfe versprechen 
kann, aber das Anliegen der CGPT und CGM im Fi-
nanzministerium vortragen wird. 
PM CGB im Januar 2013 

* * * * 
 
Tarifabschluss Volksbanken 
und Raiffeisenbanken nach 
hartem Ringen    

 
Nach hartem Ringen konnten die Berufsgewerkschaft 
DHV und der Arbeitgeberverband der Deutschen 
Volksbanken und Raiffeisenbanken (AVR) sich am 
heutigen Tag auf einen akzeptablen Tarifabschluss 
verständigen: 

Einmalzahlung im Dezember 2012 für alle Beschäftig-
ten: 15 % des monatlichen Gehalts und der Auszubil-
dendenvergütung, 2,7 % Gehaltserhöhung zum 
01.01.2013, Erhöhung der Auszubildendenvergütun-
gen um 50 € zum 01.01.2013, 1,3 % Erhöhung der 
Gehälter und Auszubildendenvergütungen zum 
01.01.2014, Freistellung zur Nutzung von medizini-
schen Untersuchungen zur Früherkennung von 
Krankheiten (Gesundheitstag) sowie zur Vorsorge: 
Ein halber Tag pro Kalenderjahr, Verlängerung des 
Altersteilzeittarifvertrages bis zum 31.12.2014. Hinzu 
kommen eine gemeinsame Erklärung zur Ausbildung 
und Übernahme von Auszubildenden, eine gemein-
same Erklärung zum Anlegerschutzgesetz, sowie die 
Laufzeit des Gehaltstarifvertrages bis zum 
31.08.2014. 

Die DHV-Tarifkommission bewertet den Tarifab-
schluss vor allem aus folgenden Aspekten als einen 
mit einem akzeptablen Mehrwert für die Beschäftig-
ten: 

Das erste Arbeitgeberangebot sah lediglich ein Ge-
haltsangebot von 2,2 % bei einer Laufzeit bis 
28.02.2014 vor. Die angebotene Einmalzahlung belief 
sich auf 10 % des Dezembergehalts 2012. Die Ar-
beitgeberseite erhöhte nach einer hart geführten Dis-
kussion auf ein zweistufiges Gehaltsangebot von 2,3 
% ab 01.01.2013 und von 1,3 % ab 01.01.2013 bei 
einer Laufzeit bis 31.12.2013. Nach diesem Angebot 
standen die Verhandlungen auf der Kippe. Erst das 
erneut deutlich verbesserte Arbeitgeberangebot bei 
der linearen Gehaltserhöhung und bei der Einmalzah-
lung in Verbindung mit dem Gesundheitstag konnte 
die DHV-Tarifkommission überzeugen.  

Als Kompensation für 4 Nullmonate ab September 
2012 erhalten die Beschäftigten im Dezember 2012 
eine Einmalzahlung in Höhe von 15 % des Dezem-
bergehalts. Maximal beträgt die Einmalzahlung 660 
Euro. Ein Beschäftigter in der Endstufe der Tarifgrup-
pe 5 erhält z.B. rund 470 € Einmalzahlung. 

Die DHV konnte ihre Forderung nach Einführung ei-
nes Gesundheitstages zu einem guten Teil durchset-
zen. DHV und AVR haben mit dem Anspruch der Be-
schäftigten auf Freistellung von der Arbeit für die In-
anspruchnahme von medizinischen Untersuchungen 
zur Früherkennung von Krankheiten und zur Vorsorge 
tarifpolitisches Neuland beschritten: Die Tarifierung 
eines Anspruchs auf einen halben Gesundheitstag 
pro Jahr ist bisher ein einzigartiges tarifpolitisches In-
strument zur Förderung der Gesundheit der Beschäf-
tigten! Die DHV begrüßt, dass sich der AVR in dieser 
Frage bewegt hat. 

Seit 2008 lagen die Tabellenvergütungen der Volks- 
und Raiffeisenbanken über denen der Privatbanken. 
Mit den Gehaltserhöhungen 2013 und 2014 liegen die 
Volks- und Raiffeisenbanken weiter vorne.   
Die Altersteilzeit ist für die DHV ein wichtiges Instru-
ment für einen sozialverträglichen Übergang in den 
Ruhestand. Die DHV begrüßt daher die Verlängerung 
des Altersteilzeittarifvertrages bis Ende 2014! DHV 
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Stephan Brokopf, Oskar Burkert, MdL, Reinhard 
Assmann, Ulrich Bösl, Ralf Brauksiepe, MdB, 
Wolfgang Jäger, MdL 

und AVR appellieren in der Erklärung, Auszubildende 
in ein unbefristetes Beschäftigungsverhältnis zu über-
nehmen.  
PM DHV im Dezember 2013 

* * * * 
 
 
 
 

Berlin, den 21. Januar 2013: Der Christliche Ge-
werkschaftsbund Deutschlands (CGB) begrüßt 
den Gesetzentwurf der Regierung zur Erleichte-
rung der beruflichen Aus- und Weiterbildung in 
der Altenpflege, fordert aber weitere Maßnahmen 
und Initiativen im Bereich der Altenpflege.  

 
Der drohende Fachkräftemangel gerade im Bereich 
der Altenpflege ist ein gesamtgesellschaftliches Prob-
lem, dem schnellstmöglich begegnet werden muss. 
Die Lebenserwartung steigt dank des medizinischen 
Fortschritts stetig an, gleichzeitig steigt aber auch der 
Pflegebedarf älterer Menschen. Diese Entwicklung 
kann mit den Kolleginnen und Kollegen, die in den 
Pflegebereichen tätig sind bereits heute kaum bewäl-
tigt werden. Mit einer Ausbildungs- und Qualifizie-
rungsoffensive allen wird dem Problem aber nicht zu 
begegnen sein. Vielmehr müssen auch die Arbeitsbe-
dingungen und Vergütungen in der stationären, vor al-
lem aber in der mobilen Altenpflege deutlich verbes-
sert werden.  
 
„Der Schritt der Bundesregierung, dem Mangel an 
Fachkräften durch eine Stärkung der Aus- und Wei-
terbildungsmöglichkeiten zu begegnen, ist ein wichti-
ger Schritt, darf aber nicht der einzige sein“, findet der 
Generalsekretär des Christlichen Gewerkschaftsbun-
des Christian Hertzog. „Bevor Ausbildungen verkürzt 
werden können, wie es der Gesetzentwurf vorsieht, 
müssen zunächst einmal Kolleginnen und Kollegen 
überzeugt werden, sich für einen Beruf in der Pflege 
zu entscheiden“, so Hertzog weiter.  
 
„Wenn die Berufsbilder und Beschäftigungsmodalitä-
ten, insbesondere das Einkommen sich nicht deutlich 
verbessern, wird diese Ausbildungsinitiative kaum et-
was bewirken“, ergänzt die Bundesgeschäftsführerin 
des CGB Anne Kiesow. „Hier sind in erster Linie die 
Sozialversicherungen als Kostenträger gefordert, die 
erkennen müssen, dass die Altenpflege ausreichend 
finanziert werden muss, um betroffenen Menschen ein 
menschenwürdiges Leben zu ermöglichen.“ bekräftigt 
Anne Kiesow.  
 
Der CGB fordert daher die Bundesregierung auf, ne-
ben der notwendigen Stärkung der Aus- und Weiter-
bildung auch dafür Sorge zu tragen, dass sich die Ar-
beits- und Einkommensbedingungen der Kolleginnen 
und Kollegen in der Altenpflege deutlich verbessern, 
um die Pflegeberufe insgesamt attraktiver zu machen. 
 
PM CGB vom 21. Januar 2013 

 

 
Ralf Brauksiepe und Oskar Burkert MdL beim 
CGB NRW 
In Duisburg fand am 11.01.13 die Landesvorstandsit-
zung des CGB NRW statt. 
Der Landesvorsitzende Ulrich Bösl konnte den CDA 
Landeschef Staatssekretär Ralf Brauksiepe, MdB so-
wie den Landtagsabgeordneten und stellvertretenden 
Vorsitzenden des Landtagsausschuss für Arbeit und 
Soziales und Gesundheit Oskar Burkert begrüßen. 
Burkert be-
richtete vor 
der Lan-
desmitglie-
derver-
sammlung 
über die 
Schwer-
punkte der 

Aus-
schussar-
beit in die-
ser Wahl-
periode. Hier ging er besonders auf Pflegesituation 
und Gesundheitspolitik ein. Ralf Brauksiepe berichte-
te über die Bemühungen von CDA und CDU um mehr 
Rentengerechtigkeit. Ferner berichtete er über CDA 
aktuelles und erwähnte auch, dass ein Mitglied der 
CGB/CDA AG, nämlich die CGM Kollegin Monica 
Wüllner in den CDU Bundesvorstand gewählt worden 
sei.  
Ulrich Bösl gab für den Landesvorstand der CGB ei-
nen Bericht über die Arbeit der letzten Jahre. Beson-
ders betonte er auch das gute Verhältnis zwischen 
CGB und CDA NRW. 
Im Anschluss an die CGB Landesvorstandsitzung 
fand die Landestagung der CGB/CDA AG NRW statt 
bei der Wahlen zum Landesvorstand durchgeführt 
wurden. Unter Wahlleitung von Ralf Brauksiepe wur-
de Ulrich Bösl (CGPT) als Landesvorsitzender der 
CGB/CDA Arbeitsgemeinschaft wiedergewählt. Sein 
Stellvertreter ist Stefan Brokopf (CGM). Beisitzer sind 
Reinhard Assmann (KFG) und Franz Heitbaum 
(GÖD). 
 
PM CGB vom 21. Januar 2013 

 


